
Zur Veröffentlichung im Amtsblatt

Beschluss der Regional-KODA Nordrhein-Westfalen
 vom 3. Dezember 2025

   - Änderung der PiA-Ordnung –

[Finale Fassung des Beschlusstextes vom 8. Dezember 2025]

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) 
Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born (Regional-KODA NW) hat am 3. Dezember 2025 beschlossen:

I) Die Ordnung für Schülerinnen in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Er-
zieherin, Kinderpflegerin oder Heilerziehungspflegerin nach landesrechtlichen 
Regelungen (PiA-Ordnung) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster 
(nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom ………… (Kirchliches Amtsblatt 
………………………………………), zuletzt geändert am ……………………………….. (Kirchli-
ches Amtsblatt …………), wird wie folgt geändert:

1. § 9 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 9  Ausbildungsentgelt

(1) Das monatliche Ausbildungsentgelt in der Ausbildung Erzieherin und 
Heilerziehungspflegerin beträgt:

ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026

- im ersten Ausbildungsjahr   1.415,69 Euro 1.490,69 Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 1.477,07 Euro 1.552,07 Euro
- im dritten Ausbildungsjahr   1.578,38 Euro 1.653,38 Euro.

(2) Das monatliche Ausbildungsentgelt in der Ausbildung Kinderpflegerin 
beträgt:

ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026

- im ersten Ausbildungsjahr   1.343,20 Euro 1.418,20 Euro
- im zweiten Ausbildungsjahr 1.389,02 Euro 1.464,02 Euro.“

2. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „30 Ausbildungstage“ durch die Anga
be „30 Ausbildungstage (ab 1. Januar 2027: 31 Ausbildungstage)“ er-
setzt.

b) Nach Absatz 3 wird ein neuer Absatz 4 mit folgendem Wortlaut eingefügt:



  

„(4) Im Fall der Kündigung gemäß § 39 Abs. 4 Buchst. j TVöD (VKA) gilt 
ab deren Wirksamwerden Absatz 1 Satz 1 in folgender Fassung:

„Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Ausbil-
dungsentgelts (§ 9) in entsprechender Anwendung der für die Mitarbeiter 
des  Ausbildenden geltenden Regelungen (§§  36,  37  KAVO)  mit  der 
Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen 
Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalender-
jahr 30 Ausbildungstage beträgt.““

3. § 12 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 12 Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte

(1) Bei Reisen im Sinne von § 2 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 15 KAVO erhal-
ten Auszubildende eine Entschädigung in entsprechender Anwendung 
der für die Mitarbeiter des Trägers der fachpraktischen Ausbildung gel-
tenden Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung.

(2)  Bei  Reisen  zur  vorübergehenden  Ausbildung  an  einer  anderen 
Einrichtung  außerhalb  der  politischen  Gemeindegrenze  der 
Ausbildungsstätte  sowie  zur  Teilnahme  an  Vorträgen,  an 
Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen not-
wendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der 
jeweils  niedrigsten  Klasse  des  billigsten  regelmäßig  verkehrenden 
Beförderungsmittels  (im  Bahnverkehr  ohne  Zuschläge)  erstattet; 
Möglichkeiten  zur  Erlangung  von  Fahrpreisermäßigungen  (z.B. 
Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. Bei 
Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung 
außerhalb der politischen Gemeindegrenzen der Ausbildungsstätte nach 
Satz  1  wird  bei  notwendiger  Unterbringung  am  auswärtigen 
Ausbildungsort für volle Kalendertage der Anwesenheit sowie für den An- 
und Abreisetag ein Verpflegungszuschuss gewährt, dessen Höhe sich in 
entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des Ausbildenden 
geltenden Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung bemisst. 
Bei  unentgeltlicher  Verpflegung  wird  der  Verpflegungszuschuss  ent-
sprechend  einbehalten.  Bei  einer  über  ein  Wochenende  oder  einen 
Feiertag  hinaus  andauernden  Ausbildungsmaßnahme  wird  der 
Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 erstattet. 
Die  Sätze  2  bis  4  gelten  nicht  für  den  Besuch  einer  auswärtigen 
beruflichen Schule.“

4. § 13 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 13 Familienheimfahrten

Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte zum 
Wohnort  der  Eltern,  der  Erziehungsberechtigten oder  des Ehegatten 
werden den Auszubildenden monatlich einmal die im Bundesgebiet ent-
standenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahr-
karte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehren-



  

den Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; 
Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schüler-
fahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. Beträgt die 
Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge bzw. 
besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet werden. Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr 
möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der 
Ausbildungsstätte weniger als vier Wochen beträgt.“

5. In § 24 werden die Wörter „- § 40a Fortzahlung der Vergütung bei Ar-
beitsausfall in besonderen Fällen,“ gestrichen.

II) Die Änderungen unter Ziffer I) 1. bis 4. treten am 1. Januar 2026 in Kraft. Die 
Änderung unter Ziffer I) 5. tritt mit Wirkung vom 1. Juni 2025 in Kraft

Münster, den 9. Dezember 2025

Erik Potthoff
(Vorsitzender der Regional-KODA NW)


